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[Einleitung] 
 

Der DGB-KV Erlangen hat sich im Vorfeld der anstehenden Kommunalwahl mit aktuellen gewerkschaftlich 

und gesellschaftlich relevanten Themen der kommenden Amtsperiode in Erlangen beschäftigt. 

Dazu hat der DGB-KV Erlanger Bürgermeisterkandidaten und -Kandidatinnen spezifische Fragen aus ver-

schiedenen Themenbereichen (Haushalt und Finanzierung, Leben, Arbeiten und Wohnen in Erlangen) ge-

stellt. 

Diese Kurzsynopse stellt einen gekürzten Überblick über die Antworten der befragen Personen (ohne An-

spruch auf Vollständigkeit) dar und soll bei der anstehenden Wahl als Entscheidungshilfe für interessierte 

LeserInnen dienen. 

  



[1. Haushaltsdefizit Stadt Erlangen, 

Finanzierung der Kommune] 
Die Stadt Erlangen Stadt muss, wie die meisten Kommunen, nun im zweiten Jahr in Folge auch 2025 mit 

deutlich niedrigeren Einnahmen aus Gewerbesteuern und höheren Ausgaben rechnen. Ursachen sind eine 

zunehmende Belastung durch übertragene Aufgaben von Land und Bund, die wirtschaftlichen Gesamtent-

wicklungen und zusätzliche Steuerrückzahlungen. 

Weil bereits eingegangene Steuern auch für Vorjahre zurückgezahlt werden mussten, erwartet die Kämme-

rei auch für die kommenden Jahre ein deutlich niedrigeres Aufkommen als zunächst prognostiziert. Nun 

hat die Stadt Erlangen im Stadtrat einen Haushaltsentwurf für 2026 und eingebracht, und bei der Regierung 

von Mittelfranken als zuständiger Rechtsaufsichtsbehörde ein entsprechendes Konsolidierungskonzept 

mit erheblichen Einsparungen vorgelegt.  

Die benannten Einsparungen, hier vor allem die geplanten Stellensperrungen, treffen viele öffentliche Be-

reiche schwer, vor allem aber die Bereiche Bildung, Weiterbildung und Ausbildung, Kinderbetreuung sowie 

Integration und Sprachförderung von MigrantInnen (Beispiel Wi.L.D.-Initiative). Auch kommt es auf Grund 

fehlenden Personals zu schlechten Erreichbarkeiten von Dienststellen, besonders schwerwiegend ist dies 

im Leistungsbereich des SGB II. Einsparungen in diesen Bereichen führen erwiesenermaßen aber zu einer 

zunehmenden Polarisierung der Stadtgesellschaft und sind so letztendlich langfristig demokratiegefähr-

dend.  

Thema 

 

SPD (Janik) 

 

Linke (Eitel) 

 
 

 

Grüne (Lin-

hart) 

 

CSU 

(Volleth) 
 
 

 

FDP 

(Schulze) 

 

Freie Wähler 

(Wirth-Hü-
cking) 

 
Haus-

halts-
stra-
tegie 

Ausgewo-

gene Konsoli-
dierung, Effi-
zienzsteigeru

ng, keine 
Steuererhö-

hung, Druck 
auf 

Bund/Land. 

Gewerbe-

steuer deut-
lich erhöhen; 
Mindesthe-

besatz; Steu-
erschlupflö-

cher 
schließen. 

Wirtschaft 

stärken, För-
dermittel in-
tensiv nut-

zen, keine 
Gebühren- 

oder Steuer-
erhöhungen. 

Wirtschaftli-

che Stärke 
ausbauen, 
Fördermittel 

nutzen, keine 
Steuererhö-

hungen. 

Gewerbe-

steuer sen-
ken; Wirt-
schaftsrefere

nt; neue Ge-
werbeflä-

chen. 

Einnahmen 

verbreitern; 
Fördermittel; 
Steuererhö-

hung nur be-
fristet im 

Notfall. 

Wie-

der-

beset-

zungs
sperre 

Aufhebung 

bei stabiler 

Haushalts-

lage; Ausnah-
men in sen-
siblen 
Bereichen. 

Sofort been-

den; keine 

Konsolidie-

rung auf Kos-
ten des Per-
sonals. 

Aufhebung 

bei stabilen 

Finanzen; 

klare Priori-
sierung und 
Digitalisie-
rung. 

Sukzessive 

Aufhebung 

mit Fokus auf 

Pflicht- und 
Sicherheits-
bereiche. 

Stellenplan 

prüfen und 

ggf. reduzie-

ren; freiwil-
lige Aufgaben 
hinterfragen. 

Schrittweise 

Entlastung in 

Kernberei-

chen; Digita-
lisierung zur 
Unterstüt-
zung. 

Ge-
wer-
be-
steuer 

Keine Erhö-
hung ge-
plant. 

Erhöhung auf 
Münchner Ni-
veau. 

Gegen Erhö-
hung. 

Gegen Erhö-
hung. 

Senkung in 
mehreren 
Stufen. 

Nur befristet 
als letztes 
Mittel. 



[2. Wohnen, Leben und Arbeiten in Erlangen] 
Nach einer neuen Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln (IW) steigen die Kosten für Mieten, vor 

allem in Großstädten, deutlich an. Gleichzeitig verteuern sich die Preise für Immobilien stark. Davon be-

troffen ist auch die Stadt Erlangen als Großstadt mit einem stark belasteten Wohnungsmarkt. Sechs Millio-

nen Mieterinnen und Mieter sind laut Deutschen Mieterbund (DMB) durch hohe Wohnkosten finanziell "ext-

rem überlastet". Wohnen allgemein ist mittlerweile ein Armutsrisiko.  

Thema SPD (Janik) 

 

Linke (Eitel) 

 

 

Grüne (Lin-

hart) 

 

CSU 

(Volleth) 
 

 

FDP 

(Schulze) 

 

Freie Wäh-

ler (Wirth-
Hücking) 

 
Wohnungs-
markt 

Neubauof-
fensive; 
30%-Quote; 

Bestandspo-
litik stärken. 

GEWOBAU-
Mieten sen-
ken; Miet-

wucher kon-
sequent 

verfolgen. 

Genehmi-
gungen be-
schleuni-

gen; 
Leerstand 

aktivieren. 

Nachver-
dichtung; 
Baulücken; 

wirtschaftli-
che Reali-

sierbarkeit 
beachten. 

„Bau-
Turbo“; 
Grundsteu-

ererhöhung 
rückgängig 

machen. 

Bodenfonds 
stärken; so-
zialgerechte 

Bodennut-
zung. 

30%-Quote Bewährt 

und wird an-
gewandt. 

Zu niedrig; 

Quote erhö-
hen und 
Schwelle 

senken. 

Mindest-

maß; För-
dermittel si-
chern. 

Derzeit wirt-

schaftlich 
schwer dar-
stellbar; fle-

xible Lösun-

gen. 

Wird einge-

halten. 

SoBoN an-

wenden und 
strategisch 
einsetzen. 

StUB Konse-
quente Um-
setzung des 
Bürgerent-

scheids. 

Bürgerent-
scheid res-
pektieren; 
Ausbau Um-

weltver-
bund. 

Zügige Um-
setzung; 
umfassende 
Mobilitäts-

strategie. 

Kosten kri-
tisch prüfen; 
Alternativen 
betrachten. 

Nicht finan-
zierbar; au-
tonome 
Kleinbusse 

bevorzugt. 

Moratorium 
bis Haus-
haltsklar-
heit. 

Kinder- & 

Senioren-
betreuung 

Ausbau fort-

setzen; Ar-
beitsbedin-
gungen 
verbessern. 

Bessere 

Löhne; tarif-
liche Unter-
stützung. 

Bedarfsge-

rechte Pla-
nung; Aus-
bau 
Ganztag. 

Ausbau plus 

betriebliche 
Modelle. 

Betreuungs-

schlüssel 
angleichen; 
Demenz-
heim pla-
nen. 

Ausbildung 

stärken; am-
bulante 
Pflege för-
dern. 

Erlangen-

Pass 

Weitere Di-

gitalisierung 
und Nied-

rigschwel-
ligkeit. 

Automati-

sche Zusen-
dung bei 

Leistungs-
bezug. 

Partizipative 

Vereinfa-
chung. 

Entbürokra-

tisierung an-
streben. 

Digitalisie-

rung und KI-
Unterstüt-

zung. 

Digitale An-

tragstellung 
vereinfa-

chen. 

Tarif-
treue/Verga

be 

Grundsätz-
lich offen; 

rechtssicher 
ausgestal-
ten. 

Hohe Priori-
tät; klare 

Einführung. 

Konkrete 
Initiative zur 

Verschär-
fung. 

Begrenzte 
Spielräume 

ohne Lan-
desgesetz. 

Keine Initia-
tive geplant. 

Politisch 
sinnvoll, 

aber recht-
lich prüfen. 



Ladenöff-
nungszei-

ten & 
Sonntags-

schutz 

Wenige klar 
begrenzte 

verkaufsof-
fene Sonn-

tage  
(1–2/Jahr) 
und ein-
zelne Ein-
kaufs-

nächte 
vertretbar; 
Sonntags-
schutz 

bleibt 
wichtig. 

Keine Aus-
weitung; 

Werktags 
7–20 Uhr; 

Sonntag 
bleibt 
grundsätz-
lich ge-
schützt. 

Sehr zu-
rückhal-

tend; nur 
wenige klar 

begründete 
Anlässe; 
keine wei-
tere Auf-
weichung 

des Sonn-
tagsschut-
zes. 

Ausnah-
men im 

Rahmen 
landes-

rechtlicher 
Möglichkei-
ten; wirt-
schaftliche 
Belange 

berücksich-
tigen. 

Weitge-
hende 

Liberalisie-
rung des 

Ladenöff-
nungsge-
setzes be-
fürwortet. 

Schutz des 
arbeits-

freien 
Sonntags; 

begrenzte 
Ausnah-
men mit 
klaren Kri-
terien. 

 

  



 

3. Abgleich mit den Forderungen des DGB 

Bayern zur Kommunalwahl 2026] 
Die folgende Gegenüberstellung ordnet die Positionen der Kandidat*innen in Bezug auf zentrale Forderun-

gen des DGB Bayern ein. Grundlage sind insbesondere die Themenbereiche Kommunalfinanzen, öffentli-

che Daseinsvorsorge, Gute Arbeit sowie Mobilität und Wohnen. 

DGB-Forde-
rung 

 

SPD 

 

Linke 
 

 

Grüne 
 

 

CSU 
 
 

 

FDP 
 

 

Freie Wäh-
ler 

 
Kommu-
nale Hand-
lungsfähig-

keit sichern 

(verlässli-

che Einnah-
men, Inves-

titionen in 
Infrastruk-

tur) 

Teilweise 
Überein-
stimmung: 

Priorisiert 

Investitio-

nen, fordert 
bessere Fi-

nanzaus-
stattung 

durch 
Bund/Land. 

Hohe Über-
einstim-
mung: Will 

Einnahmen 

durch hö-

here Gewer-
besteuer 

stärken. 

Teilweise 
Überein-
stimmung: 

Setzt auf 

Fördermittel 

und wirt-
schaftliche 

Stabilisie-
rung. 

Teilweise 
Überein-
stimmung: 

Wirtschaft 

stärken, 

aber keine 
strukturelle 

Steuerre-
form. 

Geringe 
Überein-
stimmung: 

Fokus auf 

Steuersen-

kung statt 
Einnahmes-

tabilisie-
rung. 

Teilweise 
Überein-
stimmung: 

Einnahmen 

verbreitern, 

vorsichtige 
Haushalts-

führung. 

Daseinsvor-

sorge stär-
ken (Be-

treuung, 
Pflege, 
Wohnen, 

Mobilität 
öffentlich 
sichern) 

Hohe Über-

einstim-
mung: Aus-

bau 
Betreuung, 
Wohnungs-

bau und 
StUB. 

Hohe Über-

einstim-
mung: 

Starke öf-
fentliche 
Steuerung 

im Wohnen 
und Sozial-
bereich. 

Hohe Über-

einstim-
mung: Aus-

bau 
Betreuung, 
Wohnraum 

und Mobili-
tät. 

Teilweise 

Überein-
stimmung: 

Ausbau, 
aber wirt-
schaftliche 

Grenzen be-
tont. 

Geringe 

Überein-
stimmung: 

Markt- und 
Technolo-
gieorientie-

rung im Vor-
dergrund. 

Teilweise 

Überein-
stimmung: 

Soziale 
Kernberei-
che schüt-

zen, Groß-
projekte 
prüfen. 

Tariftreue 

und gute 
Arbeit bei 
Vergabe 
stärken 

Teilweise 

Überein-
stimmung: 
Offen für 
rechtssi-

chere Aus-
gestaltung. 

Hohe Über-

einstim-
mung: Klare 
Priorität für 
Tariftreue. 

Hohe Über-

einstim-
mung: Kon-
krete 
Initiative zur 

Verschär-
fung der 

Vergabeord-
nung. 

Geringe 

Überein-
stimmung: 
Verweist auf 
fehlende 

Landes-
grundlage. 

Keine er-

kennbare 
Überein-
stimmung: 
Keine Initia-

tive geplant. 

Teilweise 

Überein-
stimmung: 
Politisch 
sinnvoll, 

aber Prüfbe-
darf betont. 

 

  



 

DGB-Forde-
rung 

 

SPD 

 

Linke 
 

 

Grüne 
 

 

CSU 
 

 

FDP 
 

 

Freie Wäh-
ler 

 
Mobilität 

als soziale 
Infrastruk-
tur aus-

bauen 

Hohe Über-

einstim-
mung: Um-
setzung 

StUB, Aus-

bau ÖPNV. 

Hohe Über-

einstim-
mung: Aus-
bau 

Umweltver-

bund, sozi-
ale Tarifge-
staltung. 

Hohe Über-

einstim-
mung: Klare 
ökologische 

Mobilitäts-

strategie. 

Teilweise 

Überein-
stimmung: 
Bus- und 

Radverkehr 

stärken, 
StUB kri-
tisch. 

Geringe 

Überein-
stimmung: 
Ablehnung 

StUB, Fokus 

auf auto-
nome Sys-
teme. 

Teilweise 

Überein-
stimmung: 
Moratorium 

StUB, aber 

Mobilitäts-
ausbau 
grundsätz-

lich befür-

wortet. 

Bezahlba-

ren Wohn-
raum ge-

meinwohlo

rientiert 
stärken 

Hohe Über-

einstim-
mung: 30%-

Quote und 

Stärkung 
GEWOBAU. 

Sehr hohe 

Überein-
stimmung: 

Quote erhö-

hen, starke 
kommunale 

Steuerung. 

Hohe Über-

einstim-
mung: 

Quote als 

Mindest-
maß, För-

dermittel 

einfordern. 

Teilweise 

Überein-
stimmung: 

Quote flexi-

bel handha-
ben. 

Geringe 

Überein-
stimmung: 

Schwer-

punkt auf 
Bauverein-

fachung. 

Teilweise 

Überein-
stimmung: 

Sozialge-

rechte Bo-
dennut-

zung, 

finanzielle 
Vorsicht. 

 

Hinweis: Die Einordnung ('hohe', 'teilweise', 'geringe Übereinstimmung') stellt eine zusammenfassende Be-

wertung auf Grundlage der veröffentlichten Antworten dar und erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit 

politischer Positionierungen. 

  



 


